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Anlage 1 zur GRDrs 847 / 2009
Stellenschaffungen zum Stellenplan 2010
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	500 0100

	Sozialamt
	EG10
	
	Fallmanager(in)
	2,20
	-
	Kein zusätzlicher Aufwand aufgrund Stellenstreichungen




1
Antrag, Stellenausstattung
Die Verwaltung und Belegung der Fürsorgeunterkünfte wird im Rahmen eines Projekts seit 1. September 2008 durch das Sozialamt im Wege einer erweiterten Sachbearbeitung (Fallmanagement) durchgeführt. Das Fallmanagement (4,00 Planstellen) wird momentan wie folgt ermöglicht:

Von 1,80 Planstellen des Amts für Liegenschaften und Wohnen werden 1,60 Planstellen derzeit vom Sozialamt bewirtschaftet. Zum Stellenplan 2010 werden 1,60 Stellen vom Teilstellenplan des Amts für Liegenschaften und Wohnen in den Teilstellenplan des Sozialamtes übertragen. Die Übertragung der verbleibenden 0,20 Stellenanteile erfolgt zu einem späteren Zeitpunkt. 

2,20 Planstellen sollen neu geschaffen werden. Im Ausgleich hierzu ist die Streichung von 2,20 Stellen aus dem Flüchtlingsbereich des Sozialamts vorgesehen.
2
Schaffungskriterien

Zur dauerhaften Umsetzung der vom Gemeinderat am 17. Juli 2008 als Projekt beschlossenen Neukonzeption für den Betrieb der Fürsorgeunterkünfte der Landeshauptstadt Stuttgart erfolgt die Schaffung von 2,20 Stellen für Fallmanager(innen). Entsprechend Ziffer 1.2 der Geschäftsanweisung für die Stellenplanbearbeitung (vgl. GRDrs. 688 / 2008 „Stellenplanverfahren – Kriterien zur Schaffung von Stellen“) werden im Ausgleich für die Stellenschaffungen nachstehende 2,20 Planstellen aus dem Flüchtlingsbereich des Sozialamts zum Stellenplan 2010 gestrichen:
-
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3
Bedarf

3.1
Anlass
Ausgangslage

Der Gemeinderat hat am 17. Juli 2008 die Neukonzeption für den Betrieb der Fürsorgeunterkünfte in der Landeshauptstadt Stuttgart beschlossen (vgl. GRDrs 22 / 2008 „Sicherung der Wohnungsversorgung besonderer Bedarfsgruppen – Neukonzeption für die Fürsorgeunterkünfte“). Auf den Halbjahresbericht der Sozialverwaltung zur Umsetzung der Neukonzeption für die Fürsorgeunterkünfte (GRDrs 504 / 2009) und die in der Sitzung des SGA am 21.09.2009 vorgelegten Messgrößen über einen Zeitraum von 9 Monaten (Anlage 1 zur GRDrs 504 / 2009) wird gleichfalls hingewiesen. 
Diese Aufgabe ist künftig Teil der Wohnungsversorgung für besondere Bedarfsgruppen, die durch das Sozialamt sicherzustellen ist. Die Aufgabe der Belegung von Fürsorgeunterkünften wurde bis zur Beschlussfassung der o. g. Neukonzeption vom Amt für Liegenschaften und Wohnen mit 1,80 Stellen wahrgenommen.

Personenkreis
In Fürsorgeunterkünften werden in Stuttgart aufgrund eines richterlichen Räumungsurteils insbesondere zwangsgeräumte Familien, Alleinerziehende mit minderjährigen Kindern, aber auch zwangsgeräumte ältere Menschen ab 60 Jahre sowie zwangsgeräumte Schwerbehinderte untergebracht.

In den insgesamt 452 Stuttgarter Fürsorgeunterkünften wohnen 1.273 Menschen, davon 361 minderjährige Kinder und rund 150 (volljährige) Jugendliche. Es bestehen zurzeit 9 größere Zweckbauten mit 204 Fürsorgeunterkünften. Außerdem werden in rd. 150 Gebäuden der SWSG 248 Mietwohnungen als gestreute Fürsorgeunterkünfte genutzt. 

Ziele

Kernstück der o. g. Neukonzeption ist das Hilfekonzept der Sozialverwaltung für Bewohnerinnen und Bewohner in Fürsorgeunterkünften mit dem primären Ziel, die individuellen Notlagen zu überwinden und möglichst viele Bewohnerinnen und Bewohner mit ihren Kindern wieder in reguläre Mietverhältnisse zu vermitteln.
Konkret sollen jährlich 15 Nutzungsverhältnisse (betrifft etwa 45 Menschen) in reguläre Mietverhältnisse umgewandelt werden. Ferner soll vor Ort in den größeren Fürsorgeunterkünften (Zweckbauten) durch Sozialarbeit der vorgenannte Personenkreis wieder in das Gemeinwesen integriert werden. Auf diese Weise soll auf die Bereitstellung weiterer Zweckbauten möglichst verzichtet und die Entstehung von sozialen Brennpunkten vermieden werden. 
Ferner werden folgende Fünf-Jahres-Ziele verfolgt:

· Reduzierung der Zahl der Fürsorgeunterkünfte von ursprünglich 473 auf 400 Unterkünfte.
Für die erforderliche Überleitung von Nutzungsverhältnissen von in Fürsorgeunterkünften lebenden Bewohnerinnen und Bewohnern in reguläre Mietverhältnisse ist es (weiterhin) erforderlich, dass die Liegenschaftsverwaltung und die SWSG eine entsprechende Anzahl von Sozialwohnungen zur Verfügung stellen.

(
Reduzierung der städtischen Garantieleistungen aus dem mit der SWSG abgeschlossenen Nutzungs- und Garantievertrag (nicht bezahlte Nutzungsgebühren, Kosten für Sachbeschädigungen, Leerstandskosten etc.) von derzeit rd. 726.000 € auf jährlich max. 650.000 € durch folgende Maßnahmen:

-
keine weiteren Neubauten oder neubaugleichen Modernisierungen, die zu höheren Nutzungsgebühren führen (vgl. GRDrs 467 / 2006, Ziffer 5.1) unter Wahrung eines ausreichenden Standards.
-
Kostenübernahme auf das Unabweisbare reduzieren (vgl. GRDrs 467 / 2006, Ziffer 5.6). Mit der Einführung des Fallmanagements soll mehr als bisher sichergestellt werden, dass Transfereinkommen von FUK-Bewohnern (rund die Hälfte sind SGB II-, SGB XII-Empfänger) auch für die Bezahlung der Nutzungsgebühren verwendet werden.

-
Umsetzungen in preisgünstigere Unterkünfte bei wiederholtem Nichtbezahlen der Nutzungsgebühren (vgl. GRDrs 467 / 2006, Ziffer 5.4) unter Berücksichtigung der Umzugs- und Renovierungskosten.
-
Kosten für Reparaturen / Instandhaltungsmaßnahmen auf ein Minimum reduzieren. 

Dabei muss berücksichtigt werden, dass der Rückgang der städtischen Garantieleistungen nicht linear mit der Reduzierung von Fürsorgeunterkünften verbunden ist, da grundsätzlich nur zahlungsfähige FUK-Bewohner (also Bewohner, die schon bisher ihre Nutzungsgebühren bezahlen) für reguläre Mietverträge in Betracht kommen.
Die o. g. Ziele können nur erreicht werden, wenn sich die wirtschaftliche Lage nicht verschlechtert und die Zahl der Zwangsräumungen nicht ansteigt. Festzustellen ist, dass die Zahl der Räumungstermine erheblich zugenommen hat. Es handelt sich sehr wahrscheinlich um erste Auswirkungen der Finanz- und Wirtschaftskrise. Falls dieser Trend weiter anhält, könnte sich sogar die Frage einer Erhöhung der Zahl der Fürsorgeunterkünfte stellen.
Umsetzung

Neben 


· dem Ausbau von präventiven Maßnahmen (Mieter-/Vermietertelefon, engere Kooperation mit den Amtsgerichten bei Räumungsklagen, „Begleitetes Wohnen“ in Einzelfällen), 


· der sozialen Betreuung der Bewohnerinnen und Bewohner in den folgenden größeren Fürsorgeunterkünften (Zweckbauten)

- Balthasar-Neumann-Straße 83 – 93 bzw. 95 – 101 im Stadtbezirk Mühlhausen (Stadtteil Freiberg)
- Satteldorfer Straße 20 u. 24 sowie Frankenstraße 25 im Stadtbezirk Zuffenhausen
- Erisdorfer Straße 100, 104, 108 im Stadtbezirk Birkach
- Kyffhäuser Straße 70 u. 72 im Stadtbezirk Feuerbach

durch Träger der freien Wohlfahrtspflege, die zugleich HzE-Träger sind (Evangelische Gesellschaft in Freiberg und Zuffenhausen; Stiftung Jugendhilfe aktiv in Birkach und Feuerbach),

ist die Einführung einer erweiterten Sachbearbeitung beim Sozialamt (Fallmanagement) ein wesentlicher Bestandteil der erwähnten Neukonzeption. Im Hinblick auf die Grundsatz-Themen „Kinderfreundliche Stadt“, „Kinderarmut“ und „Kein Kind darf verloren gehen“ besteht auch hinsichtlich der rund 361 minderjährigen Kinder und rd. 150 volljährigen Jugendlichen, die mit ihren Familien derzeit in Fürsorgeunterkünften leben, besonderer Handlungsbedarf. Die Fallmanager bearbeiten die in vielen Fällen komplexen Problemlagen der Bewohnerinnen und Bewohner hinsichtlich Wohnen, Finanzen/Schulden, Gesundheit und Arbeit und erschließen möglichst umfassende, individuelle Hilfemöglichkeiten.
3.2 Bisherige Aufgabenwahrnehmung
Die Erprobung des o. g. Hilfekonzepts erfolgte in Form eines Pilotprojekts; auf den Halbjahresbericht der Sozialverwaltung  (GRDrs 504 / 2009) wird verwiesen. 

3.3
Auswirkungen bei Ablehnung der Stellenschaffungen

Die o. g. sozialpolitischen und wohnungswirtschaftlichen Ziele würden nicht erreicht.
4
Stellenvermerke

Keine
4
4

